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Der Konvent der Bürgermeister 

Der Konvent der Bürgermeister (Covenant of Mayors) ist eine EU-Initiative, die Kommunen direkt in 

die Gestaltung einer nachhaltigen Energiepolitik für Europa einbezieht und ihre Rolle beim 

Klimaschutz anerkennt. Im Rahmen des Konvents haben sich bisher rund 6.500 Städte und 

Gemeinden verpflichtet, die europäischen 2020-Klimaschutzziele zu erreichen oder sogar zu 

übertreffen. Sie erstellen Emissionsbilanzen und Aktionspläne (SEAPS) und erstatten regelmäßig 

Bericht über ihre Fortschritte bei der Umsetzung. Im Oktober 2015 wurde der Neue Konvent der 

Bürgermeister für Klima und Energie durch EU-Kommissar Cañete vorgestellt. Dieser führt die 

erfolgreichen Initiativen Konvent der Bürgermeister und Mayors Adapt zusammen und entwickelt 

diese weiter: Städte und Gemeinden verpflichten sich bis 2030 den CO2 Ausstoß auf ihrem 

Gemeindegebiet um mindestens 40% zu reduzieren und Maßnahmen zur Anpassung an den 

Klimawandel umzusetzen.   

Die Covenant Clubs in Deutschland und Frankreich  

Mit dem Ziel, die Unterzeichnerstädte des Konvents auch auf nationaler Ebene zu vernetzen, wurden 

im Rahmen des EU-Projekts NETCoM in insgesamt 12 Ländern sogenannte Covenant Clubs 

gegründet. Sie dienen dem regelmäßigen Informations- und Wissensaustausch der Konvent-

Unterzeichner untereinander, aber auch dem Dialog zwischen den verschiedenen Politikebenen. Im 

Sinne einer aktiven deutsch-französischen Zusammenarbeit wollen die beiden Covenant Clubs in 

Deutschland und Frankreich eine Vorreiterrolle übernehmen und die Umsetzung der Energiewende 

in unseren beiden Ländern unterstützen und vorantreiben. Die deutsch-französische 

Zusammenarbeit soll Vorbild für die grenzüberschreitende Vernetzung auf lokaler Ebene in Europa 

sein. 

Die gemeinsame Energieerklärung des deutsch-französischen Ministerrates vom 31. März 2015 

befürwortet den Erfahrungsaustausch lokaler Behörden und einen Prozess, der von „unten nach 

oben abläuft“. Unsere beiden Covenant Clubs begrüßen die dort geforderte verstärkte regionale 

Zusammenarbeit ausdrücklich. Wir begrüßen darüber hinaus die Initiative der EU-Kommission den 

Konvent der Bürgermeister auf andere Teile der Welt auszuweiten und hiermit zu einem zentralen 

Element der europäischen Klima-Diplomatie zu machen.  

Empfehlungen an unsere beiden Regierungen 

Die deutsch-französische Achse bildet die zentrale Triebfeder der Europäischen Union und beide 

Länder nehmen eine Vorreiterrolle in der europäischen Energie- und Klimapolitik ein. Mit der 

Energiewende in Deutschland und dem Gesetz zur „Transition énergétique“ in Frankreich zeigen 

beide Länder ihre Entschlossenheit in der Klima- und Energiepolitik neue Wege zu beschreiten. 

Beiderseits des Rheins kommt den Kommunen dabei eine zentrale Rolle zu. Damit Städte und 

Gemeinden ihren Beitrag leisten können, müssen allerdings die Rahmenbedingungen auf 

internationaler, europäischer und nationaler Ebene stimmen. Wir fordern unsere beiden 

Regierungen daher dazu auf, gemeinsam auf die folgenden Ziele hinzuwirken.  
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Stärkere Unterstützung des Konvents der Bürgermeister durch die deutsche und französische 

Regierung 

Zahlreiche Städte und Gemeinden in Deutschland und Frankreich verpflichten sich im Rahmen des 

europäischen Konvents der Bürgermeister seit 2009 zur Erreichung konkreter Reduktionsziele und 

zeigen somit ihr besonderes Engagement in der lokalen Energie- und Klimapolitik. 140 Kommunen in 

Deutschland und Frankreich haben den Konvent bisher unterzeichnet. Eine stärkere Unterstützung 

durch die nationalen Regierungen in Deutschland und Frankreich würde nicht nur die Konvent-

Unterzeichner in ihren Anstrengungen bekräftigen und zusätzlich motivieren sondern auch die Zahl 

der Unterzeichner steigern und somit den Klimaschutz auf kommunaler Ebene weiter vorantreiben. 

Das Prinzip der Subsidiarität sollte dabei immer der Ausgangspunkt einer integrierten nationalen 

und europäischen Klimaschutzpolitik bilden. Hier schlagen wir zum Beispiel vor, dass die 

französische Energieagentur ADEME nicht nur die französischen Klimaschutzpläne Plans Climat Air 

Energie Territoriaux (PCAETs) anerkennt, sondern auch für die Bewertung des im Rahmen des 

Konvents der Bürgermeister zu erstellenden Sustainable Energy Action Plans (SEAPs) zuständig ist. 

Um einen unnötigen Zeit- und Arbeitsaufwand für die Städte zu vermeiden, empfehlen wir 

stärkere Konformität zwischen europäischen und nationalen Instrumenten (Klimaschutzkonzepte 

für Deutschland, PCAET via Cit’ergie für Frankreich), sowie auch die Harmonisierung der Kriterien 

für ihre Umsetzung.  

Für eine lokal verankerte Energieunion  

Wir begrüßen grundsätzlich die von der EU-Kommission vorgelegte Rahmenstrategie für eine 

Europäische Energieunion, die sich eine dezentrale Energieversorgung und die Stärkung der 

Verbraucher zum Ziel gesetzt hat. Die geplante Energieunion darf dabei aber nicht den Charakter 

einer Gas-, Atom- und Ölunion erhalten, sondern sollte zur Erhöhung der Energiesicherheit verstärkt 

auf die Nutzung erneuerbarer Energien und die Förderung von Energieeffizienzmaßnahmen setzen. 

Die Bezugsquellen konventioneller Energieträger dürfen nicht nur diversifiziert, sondern müssen 

Schritt für Schritt durch erneuerbare Energien ersetzt werden. Zur Erreichung dieser Ziele müssen die 

Kommunen in alle folgenden gesetzlichen Initiativen und deren Überarbeitung im Rahmen der 

Energieunion einbezogen werden, sowohl in die Entwicklung als auch deren Umsetzung. Wir 

plädieren dafür, dass das Potenzial der Kommunen für die Entwicklung einer Europäischen 

Energieunion anerkannt und gefördert wird und dass sich nationale und europäische Strategien 

und Förderinstrumente für Kommunen an den Zielen einer nachhaltigen Europäischen 

Energieunion orientieren.    

Weltklimaabkommen von Paris konsequent umsetzen 

Die französischen und deutschen Unterzeichner des Konvents der Bürgermeister begrüßen das in 

Paris verabschiedete Weltklimaabkommen als ersten wichtigen Schritt, die Erderwärmung auf 

deutlich unter 2°C halten und Anstrengungen zu unternehmen den Temperaturanstieg auf 1,5°C zu 

begrenzen. Wir fordern Deutschland und Frankreich dazu auf, das Abkommen rasch zu ratifizieren. 

Das verabschiedete Abkommen selber stellt die Besorgnis deutlich heraus, dass die bisher 

eingereichten Verpflichtungen zur Reduktion der CO2 Emissionen (Intended Nationally Determined 
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Contributions - INDCs) nicht ausreichend sind um dieses Ziel zu erreichen. Deshalb erachten wir es als 

notwendig, dass sich Deutschland und Frankreich für einen ambitionierteren Klimaschutzbeitrag der 

EU einsetzen. Dieser sollte auf den ehrgeizigen Klimaschutzbemühungen der lokalen und regionalen 

Akteure aufbauen, die auch an verschiedenen Stellen des Abkommens in ihrer essentiellen Rolle im 

Kampf gegen den Klimawandel gewürdigt wurden. Der Text geht auf die Notwendigkeit ein, sie hierin 

zu unterstützen. Wir fordern die deutsche und französische Regierung dazu auf, den Empfehlungen 

im Abkommen nachzukommen und passende Rahmenbedingungen zu schaffen, um die 

Klimaschutzaktivitäten auf lokaler Ebene sowie bi-und multilaterale Partnerschaften zur globalen 

Energiewende fördern. Um Klimaschutzmaßnahmen umsetzen zu können, fordern wir auch den 

Zugang für lokale und regionale Regierungen zu den Förderinstrumenten Green Climate Fund, Global 

Environment Facility und Adaptation Fund. Kommunen mit Klimaschutz- und Anpassungsplänen, wie 

sie im Rahmen des Konvents der Bürgermeister erstellt werden, sollten vorrangig mit Mitteln zur 

Umsetzung ihrer Projekte ausgestattet werden. 

 

*** 

 

Folgende Konvent-Unterzeichner und Mitglieder der deutschen und französischen Covenant Clubs 

unterstützen diese gemeinsame Erklärung: 

 

Aachen 

Agglomération Seine-Eure  

Angers Loire Métropole  

Annecy  

Besançon  

Böhl-Iggelheim 

Bonn 

Bordeaux Metropole  

Bourg-la-Reine  

Brest Métropole  

Castelnau-Le-Lez  

Chalon-sur-Saône  

Chambéry métropole  

Changé  

Clermont-Ferrand  

Cluses  

Colmar  

Communauté 

d'Agglomération de Nevers  

Communauté 

d'Agglomération du 

Muretain  

Communauté de communes 

Au Pays de la Roche aux 

Fées  

Communauté de 

Communes de la Vallée de 

Chamonix-Mont-Blanc  

Communauté de 

Communes du Val d'Ille  

Communauté urbaine de 

Strasbourg 

Communauté de 

Communes Pays des 

Sorgues Monts de Vaucluse  

Communauté Urbaine 

Toulouse Métropole  

Côtes d'Armor 11 

communes en action(s) 

Coulaines  

Dieppe Martitime  

Dijon  

Dunkerque Grand Littoral  

Echirolles  

Erlangen 

Frankfurt 

Freiburg 

Fréjus  
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Fürstenfeldbruck 

Grand Angouleme  

Grand Besacon  

Grand Lyon 

Grand Paris Seine Ouest  

Grande-Synthe  

Grenboble-Alpes-Metropole  

(La métro)  

Grenoble  

Hagen 

Heidelberg 

Herten 

ICLEI 

Illkirch-Graffenstaden  

Ivry sur Seine  

Köln 

La Rochelle - Communauté 

d'Agglomération et Ville  

Lambersart  

Langrolay sur Rance   

Le Gouray  

Léhon  

Les Mureaux  

L'Haÿ-les-Roses  

Lille  

Lille Métropole  

Loos-en-Gohelle  

Lorient 

Lorient agglomération  

Lörrach 

Ludwigsburg 

Ludwigshafen 

Lyon  

Mannheim 

Metz  

Montmélian  

Mulhouse-Alsace 

Agglomération  

Nantes Metropole  

Neumarkt in der Oberpfalz 

Nice  

Nice Côte d'Azur  

Nürnberg 

Offenbach 

Paris  

Pays de Montbéliard 

Agglomération  

Plaine Commune  

Plaintel  

Plélan le Petit  

Plémet  

Pleslin Trigavou  

Plouasne  

Plouër sur Rance  

Plumaugat  

Poissy  

Quimper  

Quimper Communaute  

Rennes Métropole  

Rheinberg 

Rouen  

Saint Etienne Métropole  

Saint Samson sur Rance  

Seclin  

Sénart  

Sète  

St. Leon-Rot 

Taden  

Teltow 

Toulouse  

Trébédan  

Tremereuc  

Villeurbanne 

Worms

  

Kontakt  

Klima-Bündnis 

Koordination des Covenant Club Deutschland 

Svenja Schuchmann 

s.schuchmann@klimabuendnis.org 

+49-69-71713927 

Energy Cities 

Koordination des Covenant Club Frankreich 

Sylvie Lacassagne 

sylvie.lacassagne@energy-cities.eu 

+33 3 81 65 36 80 

mailto:s.schuchmann@klimabuendnis.org


 

 

Empfehlungen an die deutsche Regierung 

Deutschland hat sich im Rahmen der Energiewende einer grundlegenden Transformation seiner 

Energieversorgung und Wirtschaftsweise verschrieben. Die Herausforderungen bei der Umsetzung 

sind immens, aber wir als Kommunen und Konvent-Unterzeichner können unter den richtigen 

Rahmenbedingungen einen entscheidenden Beitrag leisten. 

 

Eine lokale Energieversorgung von Bürgern für Bürger 

Eine Energieversorgung, die auf erneuerbaren Energien basiert, erfolgt überwiegend in dezentralen 

Erzeugungsstrukturen. Die Dezentralität stärkt die Resilienz gegen Extremereignisse als Folge des 

Klimawandels und verringert gleichzeitig die Anfälligkeit für großflächige Blackouts. Zudem stoßen 

kommunal getragene Einrichtungen zur Erzeugung erneuerbarer Energien grundsätzlich auf größere 

Akzeptanz in der Bevölkerung und sichern Wertschöpfung vor Ort. Durch eine weitere Förderung 

kleinerer Anlagen ließe sich auch die für das Gelingen der Energiewende so wichtige Akteursvielfalt 

erhalten. Aus diesem Grund sehen wir das geplante Ausschreibungsverfahren für Erneuerbare 

Energien-Anlagen kritisch, nach dem die Fördersätze für Erneuerbare-Energien-Anlagen zukünftig im 

Rahmen von Ausschreibungen wettbewerblich ermittelt werden. Ein solches 

Ausschreibungsverfahren bereits für Anlagen mit einer Leistung über 1 MW würde Bürgerprojekte 

und kleinere Projektentwickler benachteiligen und die Akteursvielfalt gefährden. Um die für die 

erfolgreiche Umsetzung der Energiewende notwendige Akzeptanz bei den Bürgern zu erhalten und 

die Wertschöpfung in den Kommunen vor Ort zu sichern, sollten in dem für 2016 geplanten 

Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 3.0 Ausnahmen oder Besserstellungen im    Ausschreibungs- 

verfahren für kleinere und gegebenenfalls kommunal verankerte beziehungsweise Bürger-Anlagen 

vorgesehen werden. 

 

Für einen fairen Konzessionswettbewerb 

Immer mehr Kommunen erkennen die Potenziale einer eigenverantwortlichen Energieversorgung 

und -erzeugung. Sie wollen über die Kommunalisierung beziehungsweise Rekommunalisierung ihrer 

Energieversorgungsnetze die Erreichung der lokalen bzw. nationalen Klimaschutzziele unterstützen 

und die Nutzung erneuerbarer Energien noch schneller vorantreiben. Um diesen Prozess zu 

erleichtern, müssen die gesetzlichen Rahmenbedingungen für die Übernahme der Versorgungsnetze 

verbessert werden. So ist die Vorgabe einer „wirtschaftlich angemessenen Vergütung“ des § 46 Abs. 

2 Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) für den Rückkauf der Netze zu unpräzise und ermöglicht den 

Altkonzessionären, überhöhte Preise für den Verkauf der Netze zu verlangen. Im Rahmen der 

Neuvergabe von Konzessionen gibt es zudem vermehrt Fälle, wonach der bisherige Konzessionär die 

Netzübernahme erschwert, verzögert oder die Zahlung der Konzessionen schon vor der vollständigen 

Netzübergabe einstellt. Daher würde z.B. eine Verlängerung der Zahlungsverpflichtung für die 
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Altkonzessionäre in § 48 Abs. 4 EnWG bei Verzögerungen den Kommunen entgegenkommen. Um die 

Rekommunalisierung zu erleichtern und einen fairen Konzessionswettbewerb zu ermöglichen, 

fordern wir daher, dass den Kommunen die Übernahme der lokalen Versorgungsnetze durch 

bessere gesetzliche Rahmenbedingungen grundsätzlich erleichtert wird. 

 

Einnahmeverluste für die Kommunen durch Energieeffizienz verhindern 

Die Konzessionsabgaben für die Nutzung der lokalen Verteilernetze kommen direkt den kommunalen 

Haushalten zu Gute und stellen eine wichtige Einnahmequelle für die Kommunen dar. 2011 flossen 

so insgesamt 3,5 Mrd. Euro in die kommunalen Kassen. Die an den Verbrauch gekoppelte 

Kalkulationsmethode hat jedoch den paradoxen Effekt, dass je mehr Strom in einer Kommune über 

Effizienzmaßnahmen eingespart oder auch vor Ort produziert wird (ohne Nutzung des 

Verteilernetzes), desto geringer sind die kommunalen Einnahmen aus der Konzessionsabgabe. 

Deswegen müssen die rechtlichen Rahmenbedingungen (EnWG und Verordnung über 

Konzessionsabgaben für Strom und Gas (KAV)) so gesetzt werden, dass die Kommunen nicht durch 

ein gemindertes Konzessionsabgabenaufkommen für künftige Energieeffizienz- und 

Einsparmaßnahmen bestraft werden. Um Einnahmeverluste für die kommunalen Haushalte zu 

verhindern, ist es deshalb notwendig eine mengenunabhängige Konzessionsabgabenberechnung 

im EnWG und der KAV gesetzlich zu verankern. Gleichzeitig sollten die Energienetzbetreiber darin 

verpflichtet werden, weiterhin die jährlich transportierten Energiemengen an die Kommunen zu 

übermitteln, damit diese die Daten für ihr territoriales Klimaschutz-Monitoring verwenden 

können. 

 

Energetische Gebäudesanierung 

Wir, als Unterzeichner des  Konvents der Bürgermeister, unterstützen ausdrücklich das Ziel der 

Bundesregierung, bis 2050 einen klimaneutralen Gebäudebestand zu erreichen. Mit den zurzeit 

verfügbaren Mitteln von 2 Mrd. Euro pro Jahr aus dem CO₂-Gebäudesanierungsprogramm ist eine 

angestrebte jährliche Sanierungsrate von ca. 2% des Gebäudebestandes jedoch nicht realistisch. Wir 

empfehlen daher, eine Erhöhung der Mittel auf mindestens 5 Mrd. Euro, wie es auch die 

kommunalen Spitzenverbände fordern. Allerdings können nicht alle Kommunen gleichermaßen von 

den bestehenden Förderprogrammen profitieren, da die zum Teil extrem angespannte Haushaltslage 

mancher Kommunen selbst niedrigverzinste Kredite nicht zulässt. Es sollte daher ein spezielles 

Förderprogramm für besonders finanzschwache Kommunen aufgelegt werden. Neben 

Investitionsprogrammen sollte auch weiterhin über die steuerliche Förderung von 

Gebäudesanierungen nachgedacht werden, um so weitere Investitionsanreize zu setzen. Um die 

Effizienzziele der Bundesregierung zu erreichen, ist es notwendig, die derzeit bereitgestellten 

Mittel für die Gebäudesanierung zu erhöhen sowie den Zugang zu diesen für finanzschwache 

Kommunen zu erleichtern.  
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*** 

 

Folgende Konvent-Unterzeichner und Mitglieder des deutschen Covenant Clubs unterstützen diese 

Erklärung: 

 

Aachen  

Böhl-Iggelheim 

Bonn  

Erlangen 

Frankfurt  

Freiburg 

Fürstenfeldbruck 

Hagen 

Heidelberg  

Herten  

ICLEI 

Köln 

Lörrach  

Ludwigsburg 

Ludwigshafen  

Mannheim  

Neumarkt in der Oberpfalz  

Nürnberg 

Offenbach  

Rheinberg  

St. Leon-Rot 

Teltow 

Worms 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kontakt 
Klima-Bündnis 
Koordination des Covenant Club Deutschland 
Svenja Schuchmann 
s.schuchmann@klimabuendnis.org 
069-71713927 


